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Sehr geehrte Frau Kollegin,

namens der Bundesregierung beantworte ich die mündliche Frage wie folgt:

Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnisse, dass deutsche 
Supermarktketten die aktuelle Inflation dazu benutzen, um insbesondere 
ihre Gewinnmargen „kräftig zu erhöhen“ und falls ja, überlegt sich deshalb 
die Bundesregierung ähnlich wie die österreichische Regierung, von den 
Supermarktketten eine Offenlegung ihrer Einkaufspreise für 
Grundnahrungsmittel zu verlangen
(https://www.tagesspiegel.de/wirtschaft/inflation-sollen-supermarkte- 
ihre- einkaufspreise-offenlegen-9824429.html)?

Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse, dass deutsche 

Supermarktketten flächendeckend die aktuelle Inflationslage dazu nutzen, 

ihre Gewinnmargen zu erhöhen. Der Wettbewerb im 

Lebensmitteleinzelhandel ist aus Sicht der Bundesregierung weiterhin 

funktionstüchtig.

Frage:

Antwort:

Der Schutz Ihrer Daten ist uns wichtig. Nähere Informationen zum Umgang mit personenbezogenen Daten im BMWK können Sie der 
Datenschutzerklärung auf www.bmwk,de/Datenschutzerklärung entnehmen.
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Das Bundeskartellamt hat die wettbewerblichen Entwicklungen auf allen 

Stufen der Lebensmittellieferkette stetig im Blick. Vor dem Hintergrund der 

dargestellten Sachlage plant die Bundesregierung keine gesetzlichen 

Regelungen zur Offenlegung von Einkaufspreisen bei 

Grundnahrungsmitteln.
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